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A. Verkürzte Berichtspflicht nach §10 Abs. 3 LkSG 
A1. Überwachung des Risikomanagements & Verantwortung der Geschäftsleitung
 
Welche Zuständigkeiten für die Überwachung des Risikomangements waren im Berichtszeitraum

festgelegt?
  

Christian Baumann, CEO
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A. Verkürzte Berichtspflicht nach §10 Abs. 3 LkSG 
A2. Ermittelte Risiken und/oder festgestellte Verletzungen
 
Es wurde im Berichtszeitraum kein menschenrechtliches oder umweltbezogenes Risiko

festgestellt.
 

Beschreiben Sie nachvollziehbar, in welchem Zeitraum die regelmäßige Risikoanalyse

durchgeführt wurde. 

Die Risikoanalyse der House of HR Germany Gruppe, mit der Muttergesellschaft House of HR

Germany GmbH, sowie deren Tochtergesellschaften TimePartner Personalmanagement GmbH,

AERO HighProfessionals GmbH, ibb house of engineering GmbH, TimePartner Account Services

GmbH, ZAQUENSIS Service GmbH, und aixTime Personaldienstleistungen GmbHwird seit Jahren

jährlich oder ad hoc durchgeführt (beispielsweise bei Veränderungen in der Struktur etc.).

Die Sorgfaltspflichten, die das LkSG in § 3 I benennt, waren zum größten Teil bereits Bestandteil

unserer Unternehmensstrategie und unserer Unternehmenswerte der gesamten

Unternehmensgruppe. In 2022 wurde unsere Risikoanalyse um die im LkSG manifestierten Risiken

erweitert, soweit sie nicht bereits erfasst waren. Auch unser Werteversprechen wurde reflektiert

und ergänzt sowie durch Abfragen bei Kunden, Geschäftspartnern etc. verstärkt. Die Risikoanalyse

erfolgt durch enge Zusammenarbeit der Muttergesellschaften und operativen Gesellschaften der

House of HR Germany Gruppe – hierbei wägen Geschäftsführung und die zuständigen Abteilungen

ad hoc, spätestens aber im dritten Quartal eines Jahres, alle Risiken, inkl. Risiken i. R. d. LkSG, ab. Die

Ergebnisse (inkl. Einschätzungen, Präventionsmöglichkeiten etc.) werden innerhalb einer Risk

Matrix festgehalten und in Reviewmeetings mit der belgischen Muttergesellschaft reflektiert und

ausgewertet.
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A. Verkürzte Berichtspflicht nach §10 Abs. 3 LkSG 
A2. Ermittelte Risiken und/oder festgestellte Verletzungen
 
Es wurde im Berichtszeitraum kein menschenrechtliches oder umweltbezogenes Risiko

festgestellt.
 

Beschreiben Sie nachvollziehbar die wesentlichen Schritte und Methoden der Risikoanalyse, zum

Beispiel a) die genutzten internen und externen Quellen im Rahmen der abstrakten

Risikobetrachtung, b) die Methodik der Identifikation, Bewertung und Priorisierung im Rahmen

der konkreten Risikobetrachtung, c) ob und inwieweit Informationen zu Risiken und

tatsächlichen Pflichtverletzungen, die durch die Bearbeitung von Hinweisen aus dem

Beschwerdeverfahren des Unternehmens gewonnen wurden, bei der Risikoanalyse berücksichtigt

wurden und d) wie im Rahmen der Risikoanalyse die Interessen der potentiell betroffenen

Personen angemessen berücksichtigt werden. 

Die HoHR Germany Gruppe hat ein wirksames und angemessenes Risikomanagement i. S. d. § 4 I

LkSG zur Einhaltung der Sorgfaltspflichten eingerichtet bzw. das bestehende ergänzt, welches in alle

maßgeblichen Geschäftsabläufe durch angemessene Maßnahmen verankert ist. Wirksam sind

solche Maßnahmen, wenn sie ermöglichen, dass menschenrechtliche und umweltbezogene Risiken

erkannt werden, sowie minimiert werden können. Ebenso sind solche Maßnahme wirksam, wenn

Verletzungen menschenrechtsbezogener und umweltbezogener Pflichten verhindert/beendet

werden oder ihr Ausmaß minimieren werden kann, sofern ein Unternehmen zu diesen Risken oder

Verletzungen innerhalb beigetragen bzw. verursacht hat. Dieses Risikomanagement ist zu

überwachen, ein Menschenrechtsbeauftragter zu benennen und es ist mindestens einmal jährlich

die Geschäftsführung über die Arbeit der zuständigen Personen zu informieren. Dem haben wir

dadurch Sorgegetragen, dass sich unser Menschenrechtsbeauftragter und CEO Roger Lothmann

nicht nur der Einhaltung unseres Werteversprechens aller Gesellschaften, sondern auch bereits seit

Jahren unserem internen Risikomanagementsystems gemeinsam mit unserer belgischen

Muttergesellschaft verpflichtet hat, in welchem anlassbezogen, aber mindestens einmal jährlich alle

Risiken unternehmensweit (über alle Geschäftstätigkeiten, Gesellschaften) reflektiert und

eingeschätzt werden, sowie mit Präventionsmöglichkeiten versehen werden. Ziel ist es, Risiken zu

erkennen, priorisieren und präventiv zu handeln, auch über das LkSG hinaus. Konkret ist dies wie

folgt ausgestaltet – es besteht bereits seit mehreren Jahren eine Risk Matrix. Diese Risk Matrix

beinhaltet über Abteilungen und Themenbereiche hinweg eine Risikoeinschätzung. Es werden

Risikoszenarien skizziert und Einschätzungen sowie Auswirkungen manifestiert. Darüber hinaus

werden zusätzlich jährlich Update- sowie Reviewmeetings durch unsere Muttergesellschaft und der

Geschäftsführung hierzu geführt. In dieser Risk Matrix sind u. a. auch die möglichen Risiken, die

durch das LkSG minimiert werden sollen, niedergelegt – inkl. Präventionsmaßnahmen und sofern

sie sich realisieren würden, wäre dies auch hier abbildbar. Hinsichtlich der Risikoanalyse i. R. d.

Risikomanagements in Bezug auf das LkSG im eigenen Geschäftsbereich sowie bei unmittelbaren

Zulieferern lässt sich so ein status quo ermitteln. Zusätzlich wird über die Analyse aller

unmittelbaren Dienstleister, unter Berücksichtigung unserer Einflussmöglichkeiten
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(Vertragsgestaltungen etc.) sowie unter Zugrundelegung etwaiger Verursachungsbeiträge, eine

Einschätzung vorgenommen, anhand derer die Risiken bewertet und eine Realisierung geprüft

werden können. Durch die Anerkennung unseres Lieferantenkodexes/CoC’s, Selbstauskünfte,

Grundsatzerklärungen etc., können wir unsere unmittelbaren Dienstleister anhalten, ihre

Mitarbeiter, Geschäfts- und Vertragspartner, Subunternehmer sowie übrigen unmittelbaren

Dienstleister (unsere mittelbaren Dienstleister) im Rahmen ihrer Einflussmöglichkeiten und

Verursachungsbeiträge anzuhalten, unsere menschenrechtlichen Grundsätze ebenso einzuhalten.

Im Zweifel behalten wir uns unseren Dienstleistern gegenüber ein Auditrecht, nach angemessener

Vorankündigung, zur Überprüfung der Einhaltung der manifestierten Grundsätze vor. Da wir selbst

Dienstleister sind, allerdings nicht in der Produktion, sondern im Bereich der

Arbeitnehmerüberlassung und Personalvermittlung tätig sind, hat die Risikoanalyse/ das

Risikomanagement unter Betrachtung des LkSG im Bereich der Beschaffung von Arbeitskleidung,

Office Supply, Merchandise etc. ergeben, dass dies unser Hauptschwerpunkt ist. Hier setzen wir auf

zentrale Beschaffungsgrundsätze und -möglichkeiten gesellschaftsweit, damit wir Risiken schnell

erkennen, priorisieren und präventiv handeln können, auch über das LkSG hinaus. Durch die

Vorgabe der HoHR Germany GmbH und die damit einhergehende Zentralisierung unserer Prozesse

und Vorgehensweisen für alle übrigen Gesellschaften, sind Risiken leichter festzustellen und durch

zentrale Mechanismen und Kontrollen zu vermeiden/ einzuschätzen. Unsere

Menschenrechtsstrategie wird durch alle Gesellschaften gelebt, geformt und umgesetzt. Etwaige

Kontrollmaßnahmen der int. Prozesse und Vorgehensweisen sowie unserer unmittelbaren

Dienstleister erfolgen risikobasiert. Auf Grundlage der Risikoanalyse wurden die prioritären

menschenrechtlichen und umweltbezogenen Risiken für alle Gesellschaften erweitert und die hier

menschenrechtsbezogenen und umweltbezogenen Erwägungen vorgenommen und an unsere

Beschäftigten und ebenfalls an unsere Zulieferer in der Lieferkette gerichtet. Zu jedem möglichen

menschenrechts- oder umweltrechtsbezogenen möglichen Risiko werden Präventionsmaßnahmen

aufgenommen, sodass interne Prozesse abgesichert werden. Aber auch durch die Verpflichtung

unserer unmittelbaren Dienstleister hinsichtlich unseres Werteversprechens und der Durchsetzung

dessen in Hinblick auf ihre unmittelbaren Dienstleister (unsere mittelbaren Dienstleister), kann eine

gewisse Sicherheit erreicht werden. Hier erfolgt eine stetige Reflektion. Wie bereits erwähnt stellen

die zentrale Beschaffung sowie gruppenweit einheitliche Vorgehensweisen einen großen

Bestandteil unserer Präventionsmaßnahmen dar. Darüber hinaus werden unsere Mitarbeiter in den

spezifischen Bereichen, die sich auch auf die Schutzpflichten nach dem LkSG erstrecken, geschult.

Sollte es zu einer Feststellung einer Verletzung kommen, so ist es vorgesehen, dass unverzüglich

Abhilfe zu leisten ist und die Verletzung in erster Linie unmittelbar beendet wird, im Zweifel aber

mindestens weitere Verletzungen verhindert und minimiert werden. Für unsere

Unternehmensgruppe bedeutet dies, dass im Zweifel eine Geschäftsbeziehung eher beendet wird,

als dass ein solcher Zustand der Verletzung andauern darf. Der Verstoß gegen die Grundsätze

unserer menschenrechtlichen Grundsätze nach dieser Erklärung und unseres Werteversprechens/

Verhaltenskodexes oder dessen Nichteinhaltung kann, durch eine Beschwerde jedweder Art, über

unser Beschwerdeformular oder Spot eingereicht werden. Aufgrund von Platzgründen erläutern

wir unser Beschwerdemanagement weiter unter dem Punkt 2.1.
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Dieser Punkt gilt dann gleichermaßen für 1.2.
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A. Verkürzte Berichtspflicht nach §10 Abs. 3 LkSG 
A2. Ermittelte Risiken und/oder festgestellte Verletzungen
 
Es wurde im Berichtszeitraum keine Verletzung einer menschenrechts- oder umweltbezogenen

Pflicht festgestellt.
 

Beschreiben Sie nachvollziehbar, anhand welcher Verfahren Verletzungen im eigenen

Geschäftsbereich festgestellt werden können. 

Neben der theoretischen Einschätzung, erfolgt eine Klassifizierung wie soeben in der Risikoanalyse

beschrieben. Gemäß der direkten Abfrage bei unmittelbaren Zulieferern sowie deren Verpflichtung

auf Hinweise hinsichtlich eigener Verstöße oder ihrer unmittelbaren (und damit unseren

mittelbaren) Zulieferer können ebenfalls schnellstmöglich Verletzungen festgestellt werden.

Darüber hinaus auf Verdacht, sofern einer vorliegt (keine in 2022) und unseres ggf. vorliegenden

Auditrechts. Letztlich auch durch unser Beschwerdemanagement.

Der Verstoß gegen die Grundsätze unserer menschenrechtlichen Grundsätze nach dieser Erklärung

und unseres Werteversprechens/ Verhaltenskodexes oder dessen Nichteinhaltung kann, durch eine

Beschwerde jedweder Art, über unser Beschwerdeformular oder Spot eingereicht werden. Hierfür

bedarf es lediglich des Besuchs unserer Homepage oder Abrufens entsprechender QR-Codes, die

sich mit entsprechendem Hinweis auf Dokumenten etc. befinden.

Die Beschwerden bearbeitenden Personen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.

 

Darüber hinaus hat sich die TimePartner Personalmanagement GmbH und die ibb house of

engineering GmbH auf die Grundsätze des iGZ-Ethik-Kodex verpflichtet. Ein jeder ist dazu

angehalten, wesentliche Verstöße, illegale Handlungen etc. umgehend zu melden. Hierzu kann sich

zusätzlich an die unabhängige Kontakt- und Schlichtungsstelle (KuSS) unter kontakt@kuss

zeitarbeit.de oder telefonisch unter 030 – 257 628 47 gewendet werden.

Unter timepartner.com/unserewerte finden sich weitere Informationen rund um das

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz.
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A. Verkürzte Berichtspflicht nach §10 Abs. 3 LkSG 
A2. Ermittelte Risiken und/oder festgestellte Verletzungen
 
Es wurde im Berichtszeitraum keine Verletzung einer menschenrechts- oder umweltbezogenen

Pflicht festgestellt.
 

Beschreiben Sie nachvollziehbar, anhand welcher Verfahren Verletzungen bei unmittelbaren

Zulieferern festgestellt werden können. 

s.o, zusammengefasst Reportingverpflichtung, Auditrecht, Medien, Abfrage,

Beschwerdemanagement.
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A. Verkürzte Berichtspflicht nach §10 Abs. 3 LkSG 
A2. Ermittelte Risiken und/oder festgestellte Verletzungen
 
Es wurde im Berichtszeitraum keine Verletzung einer menschenrechts- oder umweltbezogenen

Pflicht festgestellt.
 

Beschreiben Sie nachvollziehbar, anhand welcher Verfahren Verletzungen bei mittelbaren

Zulieferern festgestellt werden können. 

Im Wesentlichen ebenfalls durch die Reportingverpflichtung unserer unmittelbaren Zulieferer,

Medien oder unser Beschwerdemanagement.


